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Stuttgart, die Stadt zwischen Wald und Reben muß attraktiver 
Wohnstandort bleiben

1. Ausgangslage

Stuttgart muß ein attraktiver Standort bleiben, in dem Wohnen und Arbeiten eng miteinander so verknüpft sind, daß daraus eine hohe Lebensqualität resultiert und das Leben in der Stadt angenehm und bezahlbar macht. Bezahlbarer Wohnraum, gerade auch für junge Familien, ist zudem ein nicht zu unterschätzender Faktor für die heimische Wirtschaft, qualifizierte und leistungsbereite Menschen nach Stuttgart zu holen und hier zu halten. 
 
Stuttgart ist aber auch geprägt durch die Sparsamkeit und den Fleiß seiner Bürger, für die das Häusle und Eigenheim einen hohen Stellenwert einnehmen. Vielen Bürgern ist es ein Herzensanliegen im eigenen Heim zu wohnen, dafür sparen Sie, dafür wird Verzicht geübt, gerade auch, um im Alter frei von Mietsorgen leben zu können. Für viele ist die Immobilie zudem eine krisensichere und wertbeständige Kapitalanlage. Es kann nicht hoch genug eingeschätzt werden, wenn Private in den nicht immer renditestarken und oftmals mit Ärger verbundenen Wohnungsbau investieren. Sie schaffen Wohnraum nicht nur für sich, sondern für andere. 80 % der Wohnraumversorgung werden in Deutschland dank privater Initiative sichergestellt. Es ist völlig unverständlich, wieso die Bundesregierung die Investitionsbereitschaft durch unzumutbare und dazu unklare gesetzliche Regelungen im Miet- und Steuerrecht belastet. Dies stellt langfristig eine echte Gefahr für sichere und gute Wohnraumversorgung dar. 

Aufgabe liberaler Wohnungspolitik muß es daher sein, die notwendigen Freiräume zu schaffen. 

2. Die Stuttgarter Liberalen fordern:

a) Neuer Wohnraum 

Um für alle Einkommens- und Altersklassen attraktiven Wohnraum zu haben, ist es wichtig, nicht nur – wie bisher – erschwinglichen Wohnraum zu schaffen, sondern auch die (planerischen) Voraussetzungen zu setzen, um den Zuzug von (jungen) Familien und Leistungsträgern zu stärken und damit den Erhalt der Wirtschaftskraft der Region zu stützen. 
Da die Bodenressourcen in der Landeshauptstadt knapp sind, muß es vorrangiges Ziel sein, konsequent Baulücken zu schließen und moderate Nachverdichtung voranzutreiben. 

Die Kommune hat mit dem Instrument des Bauplanungsrechts die Möglichkeiten hierzu. Umlegungs- und Bebauungsplanverfahren sollten deshalb dringend beschleunigt werden. Außerdem stehen zu wenig Flächen für Ein- und Zweifamilienhäuser zur Verfügung. 

b) Städtische Abgaben, Gebühren und Steuern müssen sich im Rahmen halten

Abgaben müssen auf das notwendige Maß beschränkt werden. Die Grundsteuer, die nicht nur die Eigentümer sondern auch die Mieter belastet, muß auf dem jetzigen Stand eingefroren werden, mittelfristig muß der Hebesatz gesenkt werden. Müllgebühren (die 2005 sogar gesenkt werden können), Abwasser-, Erschließungsgebühren müssen auf das absolut kostendeckende Maß beschränkt werden. Der städtische Eigenbetrieb für Abfallwirtschaft muß auf den Prüfstand. Dessen Aufgaben können Private effektiver und kostengünstiger erledigen, zumindest ist er mit privatwirtschaftlichen Managementmethoden zu führen. 

c) Stadtplanung muß den Bedürfnissen der Menschen gerecht werden

Alt und Jung, Familien und moderne Lebenspartnerschaften legen heute großen Wert auf gutes Miteinander und kurze Wege zwischen Wohnung und Arbeitsplatz. Stadtplanung kann dies nicht nur bei der Verkehrsplanung berücksichtigen. In bestehenden Wohnquartieren müssen Begegnungsmöglichkeiten für alle Altersgruppen, insbesondere auch private Initiativen unterstützt und ausgebaut werden. Bei der Planung sozialer Einrichtungen der Infrastruktur, z.B. Schulen, Kindergärten, Spielplätze, Grünanlagen, Jugendhäuser oder Seniorentreffs fordern wir deswegen die direkte Einbeziehung der Anwohner in den Planungsprozeß.
Zu einem attraktiven und lebenden Stadtbild gehört auch, daß Quartiere abends belebt sind. Der Einzelhändler gehört ins Wohngebiet, nicht der Supermarkt auf die grüne Wiese. Lebendige Stadtquartiere zeichnen sich durch einen bedürfnisgerechten Mix von Teilsortimentern (Supermarkt) und Einzelhändlern aus. Damit kann auch eine wohnortnahe Versorgung in den Stadtvierteln garantiert werden. 

Hierzu ist es insbesondere notwendig, die Parksituation in der Innenstadt und in den Stadtbezirken zu verbessern. Zurecht beklagen viele Einzelhändler die wenig kundenfreundlichen Regelungen, zu hohe Gebühren und zu wenig Parkraum.  

d) Sozialer Wohnungsbau

Die Liberalen wollen die Subjektförderung, um auch finanzschwachen Familien die Chance zu geben, in bezahlbarem Wohnraum zu leben. Der soziale Mietwohnungsbau (Objektförderung) ist nicht zielgenau und führt zur Ghettobildung. Er muß deswegen noch weiter zurückgeführt werden, um mit öffentlichen Geldern verantwortungsvoll umzugehen. 

e) Privatisierung städtischer Wohnungsbestand

In einer modernen Gesellschaft gibt es keine Rechtfertigung für namhaften Immobilienbesitz der öffentlichen Hand. Die Privatisierung des kommunalen Wohnungsbestandes ist deswegen weiter konsequent voranzutreiben. 

f) Liberalisierung des geltenden Mietrechts

Die mit der Mietrechtsreform vom 01.09.2001 in Kraft getretene Mietrechtsreform hat zu einer einseitigen Belastung der Vermieter geführt, die letztlich auch den Mietern schadet. Deswegen muß die rot-grüne Gängelei zurückgedreht werden. Denn ohne Aussicht auf eine angemessene Rendite und bei ungleichen Kündigungsfristen verlieren die Wohnungseigentümer jegliches Interesse am Investieren und Vermieten. Die drohende Zurückhaltung der Investoren bei Neubau, Sanierung  und Modernisierung von Mietwohnungen, hat nicht nur unmittelbar negative Auswirkungen auf die Bauwirtschaft und die ohnehin bedrohten Arbeitsplätze. Letztlich leiden gerade die auf den ersten Blick bevorzugten Mieter durch die von Rot-Grün geschaffene Gesetzeslage. Die dadurch mittelbar hervorgerufene künstliche Verknappung des Wohnungsangebots wird am Ende gerade auch die Mieter empfindlich treffen. 


· Kündigungsschutz
Symmetrische Kündigungsfristen müssen wieder eingeführt werden. Es gibt keine sachliche Rechtfertigung für Benachteiligung des Vermieters. Auch eine Verkürzung der Kündigungsfrist auf einheitlich drei Monate wird befürwortet.
Abrißkündigung bei notwendiger städtebaulicher Planung oder Beseitigung eines überwiegend leerstehenden Wohngebäudes muß möglich sein. 

· Mietpreiserhöhung
Die Kappungsgrenze muß gelockert werden. Statt der bisher zulässigen Steigerung um max. 20 % in drei Jahren, sollen künftig wieder mindestens 30 % erlaubt sein. 

· Zustimmungspflicht zur Mieterhöhung soll eingeschränkt werden, einseitige Preisanpassungen durch den Vermieter erleichtert werden. 

· Modernisierung
Die Modernisierungsumlage soll von 11 % auf 14 % erhöht werden. 


· Rechtsdurchsetzung
Recht haben und sein Recht, z.B. auf Räumung nach einer Kündigung rasch durchgesetzt zu bekommen, sind in der Gerichtspraxis leider oftmals zwei paar Stiefel. Die Landespolitik ist aufgefordert, die schon erreichte gute Qualität und Personalausstattung an den Mietgerichten weiter zu verbessern. Es muß vermieden werden, daß, gerade bei Kündigungsschutzklagen wegen Zahlungsverzugs der Vermieter durch eine lange Verfahrensdauer selbst in wirtschaftliche Bedrängnis gerät. Gleiches gilt für die Umsetzung von erstrittenen Titeln durch Gerichtsvollzieher, diese dürfen nicht länger der „Flaschenhals“ der Justiz sein. Mit einer besseren personellen Ausstattung und mittelfristig einer Privatisierung, wie schon lange von den Liberalen gefordert, kann hier Abhilfe schaffen. 


g) Monopol der Kaminfeger muß fallen

Durch moderne Heizungsanlagen sind die vormals notwendigen Kehr- und Überprüfungsarbeiten, wie sie im Bundesgesetz über das Schornsteinfegerwesen festgehalten sind, technisch überflüssig geworden. Prüfintensität und –häufigkeit können deswegen reduziert werden. Darüber hinaus gibt es wirtschaftspolitisch keine Veranlassung, die Schornsteinfeger mit einem Bezirksmonopol mit quasi hoheitlichen Befugnissen auszustatten. 


gez. Ulrich Wecker

20. April 2004

